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KURZE BEGRÜNDUNG 

Im Vertrag wird unterschieden zwischen den der Kommission übertragenen Befugnissen, 

Rechtsakte ohne Gesetzescharakter mit allgemeiner Geltung zur Ergänzung oder Änderung 

bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften des Gesetzgebungsaktes zu erlassen, und den 

Befugnissen der Kommission, einheitliche Bedingungen für die Durchführung der 

verbindlichen Rechtsakte der Union festzulegen. 

Der Gesetzgeber hat der Kommission die Aufgabe übertragen, zusätzliche Elemente 

hinzuzufügen, die für das ordnungsgemäße Funktionieren der vom Gesetzgeber 

vorgeschlagenen Regelung erforderlich sind. Um eine einheitliche Anwendung der Regelung 

in den Mitgliedstaaten sicherzustellen, hat der Gesetzgeber der Kommission 

Durchführungsbefugnisse übertragen. 

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Auffassung, dass der vorliegende Text zur Änderung 

der Verordnung Nr. 1659/2005 in angemessener Weise diesen Zweck erfüllt. Trotzdem reicht 

er drei Änderungsanträge ein, durch die die Notwendigkeit betont wird, die Governance in 

diesem Bereich dadurch zu stärken, dass auf der vollständigen Beteiligung lokaler und 

regionaler Vertreter und Beteiligter an allen zu treffenden Entscheidungen bestanden wird.  

Insbesondere ist der Verfasser der Stellungnahme der Auffassung, dass ein austariertes 

Gleichgewicht zwischen Umweltschutzerfordernissen und wirtschaftlichen Bedürfnissen 

geschaffen werden muss. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 

übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Die Inanspruchnahme von 

Beratungsdiensten sollte Landwirten dabei 

helfen, die Wirtschaftlichkeit ihres 

landwirtschaftlichen Betriebs zu beurteilen 

und festzustellen, welche Verbesserungen 

bezüglich der Grundanforderungen an die 

Betriebsführung und des guten 

landwirtschaftlichen und ökologischen 

Zustands gemäß der Verordnung (EG) 

(13) Die Inanspruchnahme von 

Beratungsdiensten sollte Landwirten dabei 

helfen, die Wirtschaftlichkeit ihres 

landwirtschaftlichen Betriebs zu beurteilen 

und festzustellen, welche Verbesserungen 

bezüglich der Grundanforderungen an die 

Betriebsführung und des guten 

landwirtschaftlichen und ökologischen 

Zustands gemäß der Verordnung (EG) 
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Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 

2009 mit gemeinsamen Regeln für 

Direktzahlungen im Rahmen der 

gemeinsamen Agrarpolitik und mit 

bestimmten Stützungsregelungen für 

Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe 

sowie der Gemeinschaftsstandards für die 

Sicherheit am Arbeitsplatz erforderlich 

sind. Da die Unterstützung der 

Inanspruchnahme von Beratungsdiensten 

bereits seit mehreren Jahren angeboten 

wird, sollte eine besser auf den jeweiligen 

Bedarf des Begünstigten zugeschnittene 

Inanspruchnahme erleichtert werden. 

Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 

2009 mit gemeinsamen Regeln für 

Direktzahlungen im Rahmen der 

gemeinsamen Agrarpolitik und mit 

bestimmten Stützungsregelungen für 

Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe 

sowie der Gemeinschaftsstandards für die 

Sicherheit am Arbeitsplatz erforderlich 

sind. Da die Unterstützung der 

Inanspruchnahme von Beratungsdiensten 

bereits seit mehreren Jahren angeboten 

wird, sollte eine besser auf den jeweiligen 

Bedarf des Begünstigten zugeschnittene 

Inanspruchnahme erleichtert werden. Die 

Mitgliedstaaten sollten ermuntert werden, 

Plattformen für e-Beratung von 

Landwirten durch den Einsatz der 

Breitbandtechnologie einzurichten. Auch 

zur Benutzung sämtlicher 

Beratungsdienste, die von regionalen und 

lokalen Gebietskörperschaften zur 

Verfügung gestellt werden, um die 

Benutzung von Informationstechnologie 

durch Landwirte zu fördern, sollte 

ermuntert werden. 

Begründung 

Das Instrument e-Beratung bietet eine einzigartige Gelegenheit für Mitgliedstaaten, mit den 

Landwirten in entlegenen Gebieten zu kommunizieren. Eine Vorbedingung für wirtschaftliche 

Entwicklung ist es, dass Landwirte über einen besseren Zugang zu Internetdiensten, wie etwa 

Breitband-Internet, verfügen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Gemäß Artikel 10 der Richtlinie 

92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 

müssen sich die Mitgliedstaaten zur 

Verbesserung der ökologischen Kohärenz 

von Natura 2000 bemühen, die Pflege von 

(17) Gemäß Artikel 10 der Richtlinie 

92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 

müssen sich die Mitgliedstaaten zur 

Verbesserung der ökologischen Kohärenz 

von Natura 2000 bemühen, die Pflege von 
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Landschaftselementen, die aufgrund ihrer 

linearen, fortlaufenden Struktur oder ihrer 

Vernetzungsfunktion für die Wanderung, 

die geographische Verbreitung und den 

genetischen Austausch wildlebender Arten 

wesentlich sind, zu fördern. Für solche 

Gebiete sollten Natura-2000-Zahlungen 

ermöglicht werden. Um sicherzustellen, 

dass die Zahlungen auch künftig in erster 

Linie für die ausgewiesenen Natura-2000-

Gebiete verwendet werden, ist es jedoch 

angezeigt, ihren Umfang im Verhältnis zu 

den ausgewiesenen Natura-2000-Gebieten 

zu begrenzen.  

Landschaftselementen, die aufgrund ihrer 

linearen, fortlaufenden Struktur oder ihrer 

Vernetzungsfunktion für die Wanderung, 

die geographische Verbreitung und den 

genetischen Austausch wildlebender Arten 

wesentlich sind, zu fördern. Für solche 

Gebiete sollten Natura-2000-Zahlungen 

ermöglicht werden. Um sicherzustellen, 

dass die Zahlungen auch künftig in erster 

Linie für die ausgewiesenen Natura-2000-

Gebiete verwendet werden, ist es jedoch 

angezeigt, ihren Umfang im Verhältnis zu 

den ausgewiesenen Natura-2000-Gebieten 

zu begrenzen. Dabei sollten die regionalen 

und lokalen Gebietskörperschaften ein 

Gleichgewicht zwischen Umweltschutz 

und den Bedürfnissen der örtlichen 

Entwicklung herstellen. 

Begründung 

Um zu vermeiden, dass Umweltvorschriften und die örtliche Entwicklung nicht im Einklang 

stehen, muss ein Kompromiss gefunden werden, damit Anliegen sowohl der 

Wirtschaftsinvestitionen als auch des Umweltschutzes Rechnung getragen wird. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Jeder Mitgliedstaat muss ein 

nationales Netz für den ländlichen Raum 

einrichten. Um sicherzustellen, dass die 

verschiedenen nationalen Netze für den 

ländlichen Raum kohärent und einheitlich 

geschaffen werden, sollte die Kommission 

im Wege von Durchführungsrechtsakten 

die Einzelheiten für die Einrichtung und 

Betreuung dieser Netze festlegen.  

(19) Jeder Mitgliedstaat muss ein 

nationales Netz für den ländlichen Raum 

einrichten, das nationale, regionale und 

lokale Vertreter umfassen sollte. Um 

sicherzustellen, dass die verschiedenen 

nationalen Netze für den ländlichen Raum 

kohärent und einheitlich geschaffen 

werden, sollte die Kommission im Wege 

von Durchführungsrechtsakten die 

Einzelheiten für die Einrichtung und 

Betreuung dieser Netze festlegen.  

Begründung 

Es kommt nicht nur darauf an, dass die Beziehung zwischen jedem Mitgliedstaat und dem 



 

PE458.633v02-00 6/7 AD\860985DE.doc 

DE 

nationalen Netz für den ländlichen Raum geregelt wird, sondern auch dass jedes nationale 

Netz für den ländlichen Raum aus nationalen, regionalen und lokalen Vertretern besteht, um 

enge Verbindungen mit den Bedürfnissen der Bürger zu gewährleisten.  

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 1 – Buchstabe a 

Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 

Artikel 5 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission und die 

Mitgliedstaaten sorgen für die Kohärenz 

der Förderung durch den ELER und der 

Mitgliedstaaten mit den Aktivitäten, 

Politiken und Prioritäten der Europäischen 

Union. Die Interventionen des ELER 

müssen dabei insbesondere mit den Zielen 

des wirtschaftlichen und sozialen 

Zusammenhalts sowie des 

Unionsinstruments zur Förderung der 

Fischerei vereinbar sein. Zur 

Gewährleistung der Kohärenz der ELER-

Förderung mit anderen Förderinstrumenten 

der Union kann die Kommission im Wege 

von delegierten Rechtsakten die 

spezifischen Unionsmaßnahmen zur 

Gewährleistung dieser Kohärenz festlegen. 

2. Die Kommission und die 

Mitgliedstaaten sorgen für die Kohärenz 

der Förderung durch den ELER und der 

Mitgliedstaaten mit den Aktivitäten, 

Politiken und Prioritäten der Europäischen 

Union. Die Interventionen des ELER 

müssen dabei insbesondere mit den Zielen 

des wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalts sowie des 

Unionsinstruments zur Förderung der 

Fischerei vereinbar sein. Zur 

Gewährleistung der Kohärenz der ELER-

Förderung mit anderen Förderinstrumenten 

der Union kann die Kommission im Wege 

von delegierten Rechtsakten die 

spezifischen Unionsmaßnahmen zur 

Gewährleistung dieser Kohärenz festlegen. 
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